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Verordnung der Bundesministerin für Verkehr, Innovation und Technologie 
über den Pauschalbetrag als Ersatz für die Überprüfung der Zuverlässigkeit 
(Pauschalbetragsverordnung 2013) 
 

 

Mit vorliegender Verordnung soll der Pauschalbetrag für die Zuverlässigkeitsüberprüfung 

von Luftverkehrsbeschäftigten in sensiblen Bereichen angehoben werden. 

 

Dazu darf von Seiten der Bundesarbeiterkammer wie folgt Stellung genommen werden: 

 

Zu § 1 Abs 1: 

Die geplante Erhöhung von 7 auf 19 EUR stellt eine schlagartige Steigerung um etwas über 

170% dar, was angesichts der erst 2005 eingeführten Vorgängerregelung ein sehr großer 

Schritt ist.  

Angesichts dieser Steigerung ist es umso auffälliger, dass weder in den Erläuterungen, noch 

im Verordnungstext selbst, außer den sehr allgemein gehaltenen Verweisen auf die „Wie-

derherstellung der Kostenwahrheit“ und die „erhöhten unionsrechtlichen Vorgaben“ in die-

sem Bereich eine Bezugnahme auf die tatsächlichen Kosten der Sicherheitsüberprüfungen 

erfolgt. 

Es besteht also keinerlei rechnerische Nachvollziehbarkeit für diese Erhöhung; Ferner steht 

auch dringend zu befürchten, dass die Erhöhung von den betroffenen Unternehmen im vol-

len Ausmaß an die Konsumenten bzw Passagiere abgewälzt wird, weswegen die Bundesar-

beiterkammer diese Erhöhung sehr kritisch betrachtet. 

 

Zu § 1 Abs 2: 

Eine Bindung an den Verbraucherpreisindex, wie im Verordnungsentwurf vorgesehen, lehnt 

die Bundesarbeiterkammer jedenfalls ab, da diese zu weiteren, schleichenden Erhöhungen 
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führt, obwohl zwischen den Kosten für eine Sicherheitsüberprüfung und der allgemeinen 

Preissteigerung kein Bezug herstellbar ist.  

 

Die Bundesarbeitskammer regt ferner an, dass sich das Bundesministerium für Verkehr, 

Innovation und Technologie dafür einsetzen möge, dass angesichts der Erhöhung des Pau-

schalbetrags auch die Verfahrensökonomie (insb die Dauer) der Sicherheitsüberprüfungen 

entsprechend angepasst wird.  

 

Überdies darf in diesem Zusammenhang erneut darauf hingewiesen werden, dass eine Ab-

lehnung oder Entziehung des Zuverlässigkeitsstatus gravierende, mitunter existenzgefähr-

dende Folgen haben kann, jedoch für die Betroffenen dagegen noch immer keine Beru-

fungsmöglichkeit besteht.   

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

Rudi Kaske       Melitta Aschauer-Nagl 

Präsident       iV des Direktors 

F.d.R.d.A.       F.d.R.d.A. 


